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30. 

Information über die  Anmeldung von Bedarfszuweisungswünschen

Die Gewährung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden 

und Gemeindeverbände erfolgt nach den Richtlinien der 

Landesregierung vom 02. Mai 2017 für die Gewährung von 

Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeinde‐

verbände (§ 12 Abs. 5 Finanzausgleichsgesetz 2017), 

Merkblatt für die Gemeinden Tirols, Ausgabe Mai 2017, Nr. 

22.

Anträge

Anträge auf Gewährung von Bedarfszuweisungen aus dem 

Gemeindeausgleichsfonds können nur Gemeinden und 

Gemeindeverbände stellen.

Die Bedarfszuweisungen sind im Portal Tirol in der 

Gemeindeanwendung zu beantragen.

Als Grundlage eines Bedarfszuweisungsantrages hat die 

Gemeinde ein Vorhaben anzulegen.

Als Nachfolger zu einem Vorhaben wird ein 

Bedarfszuweisungsantrag (BDZW Antrag, BDZW Antrag‐V, 

Feuerwehr BDZW Antrag) angelegt. Dabei werden die im 

Vorhaben bereits erfassten Daten des Allgemeinen Teils 

und des Haushaltsteils automatisch übernommen.

Im Bedarfszuweisungsantrag ist im Bereich Zuschüsse der 

von der Gemeinde beantragte Bedarfszuweisungsbetrag

anzugeben. Bei Vorhaben deren Ausführung sich über 

mehrere Jahre erstreckt, sind die Zuschüsse für den 

gesamten Zeitraum (alle Jahre) zu erfassen. Bei 

mehrjährigen Zusagen ist eine jährliche Antragstellung 

nicht notwendig. Bedarfszuweisungsanträge sollen nur für 

jene Vorhaben gestellt werden, deren Umsetzung auch 

tatsächlich im nächsten Jahr realistisch erscheint.

Beim Vorhaben/Antrag ist im Feld „Beschreibung“ 

Folgendes anzugeben:

• konkrete Beschreibung des Vorhabens,

• Darlegung (Begründung) der Notwendigkeit der 

Umsetzung des Vorhabens unter Berücksichtigung 

der Dringlichkeit und allfälliger 

Schwerpunktsetzungen der Gemeinde und

• gegebenenfalls gemeindeübergreifende oder 

regionale Auswirkungen des Vorhabens.

Nähere Erläuterungen, wie Kostenvoranschläge, 

Berechnungen über Folgekosten, Raum‐ und 

Funktionsprogramme, die auch eine sinnvolle 

Mehrfachnutzung erkennen lassen, sollen unter 

Mitteilungen angeschlossen werden.
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Die Bedarfszuweisungsanträge sind, wie im Arbeitsablauf 

vorgesehen, über die/den BürgermeisterIn an die 

zuständige Bezirkshauptmannschaft weiterzuleiten.

Antragsfristen

Anträge für das folgende Haushaltsjahr und spätere 

Haushaltsjahre sind längstens bis Mittwoch, den 20. 

September 2017, einzubringen. Die Anträge in der 

Gemeindeanwendung sind grundsätzlich vor Beginn der 

Ausführung des Vorhabens einzubringen.

Prüfung der Anträge

Die Prüfung der Anträge obliegt der Bezirkshaupt‐

mannschaft im Einvernehmen mit der Abteilung 

Gemeinden und dem Büro des Gemeindereferenten der 

Tiroler Landesregierung.

Primär ist zu prüfen, ob und inwieweit für die 

Finanzierung des Vorhabens eine Bedeckung aus dem 

ordentlichen Haushalt, eine Entnahme von Rücklagen, 

eine Fremdfinanzierung, ein verlorener Zuschuss von 

dritter Seite oder dergleichen in Frage kommt. Bei der 

Prüfung der Dringlichkeit ist erforderlichenfalls eine 

Reihung vergleichbarer Vorhaben im Bezirk vorzunehmen. 

Bei der Prüfung der Bedürftigkeit ist in erster Linie von 

der möglichen Finanzausstattung bei Ausschöpfung aller 

zumutbaren Einnahmequellen auszugehen.

Die Gemeinden/Gemeindeverbände sind verpflichtet, 

einschlägige Fragen der Bezirkshauptmannschaft bzw. der 

Abteilung Gemeinden unverzüglich zu beantworten.

Das Ergebnis der Prüfung wird den BürgermeisterInnen ‐ 

wie im Vorjahr mit der Möglichkeit eines persönlichen 

Gesprächstermins mit dem Herrn Landesrat ‐ schriftlich 

mitgeteilt.

Entscheidung und Zusicherung

Der Gemeindereferent sichert anschließend der 

Gemeinde/dem Gemeindeverband die Bedarfs‐

zuweisungen schriftlich zu. In der Zusicherung werden die 

Gemeinde/der Gemeindeverband, das Haushaltsjahr, der 

Zweck und die Höhe der Bedarfszuweisung bestimmt. In 

die Zusicherung werden allenfalls erforderliche 

Bedingungen aufgenommen. Die Zusicherung kann aus 

wichtigen Gründen widerrufen werden.

Die Zusicherung stellt in ihrer rechtlichen Qualität eine 

Verwendungszusage dar, die die Gemeinde/den Ge‐

meindeverband in die Lage versetzen soll, mit der 

weiteren Planung des Vorhabens fortzufahren bzw. mit 

der Ausführung des Vorhabens zu beginnen. Für die 

Finanzplanung des Gemeindeausgleichsfonds ist es 

erforderlich, dass schriftliche Zusagen unverzüglich in 

der Gemeindeanwendung erfasst werden.

Zeitverzögerungen bei der Abwicklung von Vorhaben, 

welche die Auszahlung einer zugesagten Bedarfs‐

zuweisung um ein bzw. mehrere Jahre verschieben, 

müssen der Bezirkshauptmannschaft umgehend bekannt 

gegeben werden. Eine „automatische“ Übertragung der 

zugesagten Förderung erfolgt nicht.

Abwicklung von Anträgen auf Auszahlung von 

Bedarfszuweisungen in der Gemeindeanwendung/Portal 

Tirol

Ausgangslage:

Der Landesrechnungshof hat in seinem Bericht über die 

Sonderprüfung der Mittel des Gemeindeausgleichsfonds 

vom Sommer 2014 folgende Empfehlung gem. Art. 69 der 

Tiroler Landesordnung ausgesprochen:

„Der LRH empfiehlt daher, dass im Sinne des § 13 F‐VG 

zur effizienteren Kontrolle der Verwendung der BZW 

Zahlungsnachweise in Form von Rechnungen in der dafür 

vorgesehenen Gemeindeanwendung (Portal Tirol) 

eingepflegt werden. Allfällige Auszüge aus 

Gemeindebuchhaltungen können nach Ansicht des LRH 

den Nachweis mittels Rechnungen nicht ersetzen.“

Unter Berücksichtigung dieser Empfehlung des LRH wie 

auch der bisherigen Praxis bei der Auszahlung der 

Bedarfszuweisungen, durch welche bereits bisher die 

widmungsgemäße Verwendung der Bedarfszuweisungs‐

mittel sichergestellt war, wird die Ablauforganisation wie 

folgt festgelegt:

Die Auszahlung der seitens des Gemeindereferenten 

schriftlich zugesagten Bedarfszuweisungen erfolgt zu den 

vierteljährlichen Auszahlungsterminen, im Regelfall Ende 

März, Ende Juni, Ende September und Anfang Dezember. 

Diese Termine werden seitens der Abteilung Gemeinden 

mit dem Gemeindereferenten abgestimmt und den
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Gemeinden und Bezirkshauptmannschaften rechtzeitig 

bekannt gegeben.

Zur Auszahlung von schriftlich zugesagten 

Bedarfszuweisungen sind diese von der Gemeinde in der 

Gemeindeanwendung im Portal Tirol (GA) mittels 

„Auszahlungsantrag“ zu beantragen und in der Rubrik 

„Mitteilungen“ mit einem auszahlungsbegründenden 

Nachweis zu dokumentieren.

Taugliche auszahlungsbegründende Nachweise sind:

a) Rechnungen: 

Dies kommt vor allem bei Einzelvorhaben wie Ankauf 

eines Kommunalfahrzeuges oder Asphaltierung von 

Gemeindestraßen in Betracht. Diese Nachweise sind von 

den Gemeinden in die Gemeindeanwendung zu 

implementieren. 

b) Auszüge aus der Gemeindebuchhaltung 

(Kontoblätter):

Diese sind als Nachweis, insbesondere bei Bauvorhaben 

zweckdienlich, da hier aufgrund des Umfanges des 

Vorhabens bzw. der Mehrzahl oder Vielzahl von 

Rechnungen eine Implementierung jeder Einzelrechnung 

in die Gemeindeanwendung mit einem unvertretbaren 

Verwaltungsaufwand für die Gemeinden verbunden und 

für Prüfzwecke nur bedingt geeignet wäre. 

Aus dem jeweiligen Kontoblatt ist der zusammengefasste 

Überblick über die Verbuchung der Rechnungen und 

Zahlungen (Soll‐Buchung = Rechnung und Ist‐Buchung = 

Zahlung) ersichtlich. Außerdem handelt es sich bei diesen 

Kontoblättern um Dokumente aus der Buchhaltung der 

Gemeinde, welche nach den haushaltsrechtlichen 

Vorschriften wie Voranschlags‐ und Rechnungsabschluss‐

verordnung 1997 – VRV 1997, Tiroler Gemeindeordnung 

2001 und Gemeindehaushaltsverordnung 2012 zu erstellen 

sind. Zentraler Grundsatz dabei ist, dass keine Buchung 

ohne Beleg erfolgen darf; den Buchungen liegen somit 

Rechnungen und Zahlungsnachweise zugrunde.

c) Weiters Angebote mit Auftrags‐ bzw. 

Bestellbestätigungen, Kaufverträge, etc.

Diese können als Nachweise anerkannt werden, wenn die

entsprechende Zahlungsverpflichtung im zeitlichen 

Zusammenhang mit der jeweiligen Auszahlung steht. 

Diese Nachweise kommen insbesondere dann in Betracht, 

wenn aufgrund der lediglich vierteljährlichen 

Auszahlungstermine der Bedarfszuweisungen die 

Gemeinden eine Zwischenfinanzierung  aufnehmen 

müssten. Nach Vorliegen der Rechnung bzw. bei 

entsprechender Verbuchung in der Gemeindebuchhal‐

tung ist der Nachweis in sinngemäßer Anwendung der lit. 

a oder lit. b in der Gemeindeanwendung durch die 

Gemeinde zu dokumentieren und von der BH zu 

überprüfen.

Der Auszahlungsantrag ist seitens der Gemeinden an die 

jeweils zuständige Bezirkshauptmannschaft (BH) 

weiterzuleiten. Die BH prüft den Antrag im Hinblick auf 

die widmungsgemäße Verwendung der Mittel und fordert 

nach Maßgabe der Dringlichkeit, des Bedarfes und der 

vorhandenen Mittel die vom Gemeindereferenten 

zugesicherten Bedarfszuweisungen bei der Abteilung 

Gemeinden des Amtes der Tiroler Landesregierung zur 

Auszahlung an. 

Die Abteilung Gemeinden erstellt im Einvernehmen mit 

dem Gemeindereferenten den Regierungsantrag über die 

Gewährung der Bedarfszuweisungen aus dem Gemeinde‐

ausgleichsfonds. 

Die Landesregierung entscheidet darüber in kollegialer 

Beschlussfassung. Die Abteilung Gemeinden zahlt die mit 

Regierungsbeschluss gewährten Bedarfszuweisungen 

direkt an die Gemeinden aus.

Diese Ausführungen gelten sinngemäß auch für 

Gemeindeverbände.

Bei Fragen zur Handhabung der Portalanwendung stehen 

die MitarbeiterInnen der Gemeindereferate der 

Bezirkshauptmannschaften oder der Abteilung 

Gemeinden beim Amt der Tiroler Landesregierung zur 

Verfügung. Nähere Erläuterungen zur Handhabung der 

Portalanwendung finden sich in der Anwendung und als 

Download in der Wissensdatenbank (WIKI) unter 

„Gemeindeanwendung Land Tirol“.
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Mit 05. Juli 2017 ist die am 17. Mai 2017 vom Tiroler 

Landtag beschlossene und mit LGBl. Nr. 56/2017 

kundgemachte Novelle zum Landes‐Polizeigesetz, LGBl. 

Nr. 60/1976, in Kraft getreten. 

Hauptgesichtspunkt der gegenständlichen Novelle ist die 

Überarbeitung der Prostitutionsbestimmungen (§§ 14 bis 

19a) mit dem Ziel einer wirksameren Bekämpfung der 

illegalen Prostitution. Nachfolgend werden die 

wesentlichen Inhalte der Novelle dargestellt:

• Neufassung der Definition der Prostitution im 

Sinne einer Angleichung an die Bezug habenden 

gesundheitsrechtlichen Vorschriften: 

Die neue Definition des Prostitutionsbegriffes 

orientiert sich an den diesbezüglichen 

gesundheitsrechtlichen Vorschriften des Bundes.

• Abschaffung der Bedarfsprüfung als Voraussetz‐

ung für die Bewilligung eines Bordells: 

Wie bereits in anderen Bundesländern soll bei den 

sachlichen Bewilligungsvoraussetzungen für den 

Betrieb eines Bordells zukünftig auf eine 

Bedarfsprüfung verzichtet werden.

• Ermächtigung von Gemeinden, die Anbahnung 

und Ausübung der Prostitution in Teilen des 

Gemeindegebietes zu untersagen, wenn die 

Prostitution dort zu Missständen führt: 

Die Gemeinde kann durch Verordnung die 

Prostitution in Teilen des Gemeindegebietes 

untersagen, wenn dies zur Vermeidung von 

Missständen, die das örtliche Gemeinschaftsleben 

stören, notwendig ist.

• Ermächtigung von Gemeinden, unter 

bestimmten Voraussetzungen Zonen, in denen 

die Anbahnung von Beziehungen zur Ausübung 

der Prostitution erlaubt ist (sog. 

„Erlaubniszonen“) vorzusehen: 

Die Gemeinde kann mittels Verordnung durch 

Straßenbezeichnungen eingegrenzte Bereiche 

festlegen, innerhalb derer (nur) die Anbahnung 

der Prostitution erlaubt ist. Die Gemeinde hat 

dabei berechtigte Interessen der Öffentlichkeit

oder der Anrainer sowie Sicherheitsinteressen zu 

berücksichtigen. 

• Einführung einer Bestimmung, die die 

Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen 

außerhalb von bewilligten Bordellen unter 

Strafe stellt (sog. „Freierbestrafung“):

Mit dieser (neuen) Bestimmung wird zukünftig 

nicht nur die illegale Ausübung der Prostitution 

unter Strafe gestellt, sondern es macht sich auch 

derjenige, der die verbotenerweise angebotene 

sexuelle Dienstleistung in Anspruch nimmt, 

strafbar.

• Verschärfung der Strafbestimmungen hinsicht‐ 

lich der Überlassung von Räumlichkeiten zur 

Ausübung illegaler Prostitution: 

Zur wirksamen Bekämpfung der Prostitution 

außerhalb von bewilligten Bordellen soll die 

Höchststrafe für die Überlassung von Räumlich‐ 

keiten zur Prostitutionsausübung deutlich 

angehoben werden.

• Gesetzliche Anordnung, dass bestimmte 

Prostitutionsdelikte nicht als fortgesetzte 

Delikte gelten: 

Um eine effizientere Strafverfolgung in Bezug auf 

wiederholte illegale Prostitution zu ermöglichen, 

wird ausdrücklich normiert, dass mehrere 

aufeinander folgende Übertretungshandlungen 

verwaltungsstrafrechtlich jeweils ein eigenständi‐ 

ges Delikt darstellen.

Schließlich wurden mit der gegenständlichen Novelle – 

analog den für abgenommene Hunde im § 6a geltenden 

gesetzlichen Bestimmungen – auch für vorläufig von der 

Behörde verwahrte Tiere (allgemein) Bestimmungen über 

die Kostentragung und die Verfallserklärung gesetzlich 

verankert.

31. 

Novelle zum Landes‐Polizeigesetz
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34. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Juli 2017
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35. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Juli 2017
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR MAI 2017 

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Mai 2017
(vorläufig)

102,9

113,9

124,7

137,9

145,1

189,7

294,9

517,6

659,5

661,6

April 2017
(endgültig)

102,8

113,8

124,6

137,8

144,9

189,6

294,6

517,1

658,8

661,0

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat Mai 2017 beträgt 102,9 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber dem Stand 

für April 2017 um 0,1 % gestiegen (April 2017 gegenüber März 2017 + 0,2 %).  Gegenüber 

Mai 2016 ergibt sich eine Steigerung um 1,9 % (April 2017/2016  + 2,1 %).

MEDIENINHABER (VERLEGER):

Amt der Tiroler Landesregierung, 

Abteilung Gemeinden,

6010 Innsbruck, Tel. 0512/508-2370

www.tirol.gv.at/merkblatt-gemeinden
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